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Reform des sozialen Wohnungsbaus
Die Bundesregierung hat dieser Tage einen Gesetzentwurf zur Reform des Wohnungs-
baurechts vorgelegt. Welche Änderungen der staatlichen Wohnungsbaupolitik sind darin
vorgesehen? Wie sind sie zu beurteilen?
Kurt Bodewig
Die neue Ausrichtung des sozialen Wohnungsbaus
D
er soziale Wohnungsbau her-
kömmlicher Prägung ist in die
Jahre gekommen. Wir sind heute
in der glücklichen Lage, dass un-
sere Wohnungsversorgung so gut
ist wie nie zuvor. Hierzu hat der so-
ziale Wohnungsbau einen erhebli-
chen Beitrag geleistet. In den
Nachkriegs- und Aufbaujahren
stellte er den tragenden Pfeiler für
die Wohnungsbautätigkeit insge-
samt dar.
In der Vergangenheit ist für die
Wohnungspolitik viel Geld einge-
setzt worden, sowohl in den alten
wie in den neuen Bundesländern.
Dies war notwendig und richtig. So
stellte der Bund allein seit 1990
nahezu 23 Mrd. DM Finanzhilfen
an die Länder für den sozialen
Wohnungsbau bereit. Mit den
Komplementärmitteln der Länder
kamen damit 133 Mrd. DM zur
Förderung des Baus von Mietwoh-
nungen, zur Schaffung von Wohn-
eigentum sowie im Osten vor al-
lem zur Modernisierung und In-
standsetzung des Wohnungsbe-
standes zum Einsatz. Allein in die-
sem Zeitraum sind 870 000 Woh-
nungen mit direkten öffentlichen
Hilfen geschaffen worden. Steuer-
liche Vergünstigungen für den
Mietwohnungsbau und die Eigen-
tumsbildung kommen hinzu.
1994, 1995 und 1996 gab es ei-
nen gewaltigen Angebotsschub in
der Größenordnung von jeweils et-
wa 600 000 Wohnungen in Ost und
West. Seit Anfang 1991 wurden im
Westen über 2,6 Mill. Wohnungen
geschaffen, größtenteils außerhalb
des sozialen Wohnungsbaus. In
den neuen Ländern wurden bis
1996 etwa 375 000 Wohnungen
gebaut und etwa 3,5 Mill. Wohnun-
gen modernisiert. Dadurch hat
sich die Lage auf vielen Woh-
nungsmärkten nachhaltig ent-
spannt. Tatsächlich haben sich die
flächenmäßige Versorgung der
Haushalte und die Ausstattungs-
qualität der Wohnungen in sehr er-
freulichem Maße verbessert, und
auch in der Wohneigentumsbil-
dung gibt es weitere Fortschritte.
Die neuen Länder haben im er-
sten Jahrzehnt nach der Deut-
schen Vereinigung wohnungs-
politisch gesehen einen großen
Sprung nach vorne gemacht. In
der Ausstattungsqualität der Woh-
nungen ist eine deutliche Annähe-
rung an die Kennziffern der alten
Länder festzustellen, so z.B. bei
der Versorgung mit modernen Hei-
zungen. Die Steigerung der Wohn-
eigentumsquote ist wesentlich
schneller vorangeschritten, als
dies zu Beginn des letzten Jahr-
zehnts erwartet werden konnte
(Anstieg von 1990 auf 1998 von
25% auf 31 %).
Völlig falsch wäre es nun, aus
der unbestreitbar guten allgemei-
nen Versorgung mit Wohnraum
den Schluss zu ziehen, die Aufga-
ben des sozialen Wohnungsbaus
hätten sich erledigt. Zwar darf die
erfreuliche Bilanz gezogen wer-
den, dass nicht mehr allgemeiner
Wohnungsmangel das wohnungs-
politische Problem darstellt. Dies
bedeutet jedoch nicht, dass wir
uns zurücklehnen und den Dingen
ihren Lauf lassen könnten. Der
Wohnungsmarkt ist ein immer
währender dynamischer Prozess,
der auch heute die Wohnungspoli-




Auch in Zeiten entspannter
Wohnungsmärkte gibt es Haushal-
te, die sich aus finanziellen Grün-
den nicht angemessen mit Wohn-
raum versorgen können oder die
aufgrund besonderer sozialer
Merkmale am Markt entweder auf
eine geringe Akzeptanz oder auf
ein geringes Angebot geeigneten
Wohnraums stoßen. Die Sicherung
der Wohnraumversorgung dieser
Haushalte gehört zu den elemen-
taren Aufgaben des Sozialstaates.
Ein wichtiges Element ist hier
das Wohngeld. Aber mit Wohngeld
allein können die Probleme der
Haushalte, die Schwierigkeiten ha-
ben, eine angemessene Wohnung
zu finden, nicht gelöst werden.
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Hierfür ist die Förderung des Woh-
nungsbaus weiterhin notwendig.
Sie ist ein wesentlicher Bestandteil
einer sozial verantwortlichen Woh-
nungspolitik. Hinzu kommt, dass
für solche Haushalte angesichts
des beschleunigten Auslaufens




entstehen können. Allerdings ist
für die Lösung der Wohnraumver-
sorgungsprobleme der Haushalte
 l
das Regelwerk des klassischen
sozialen Wohnungsbaus zu starr
und nicht effizient genug.
Objektförderung weiterhin
notwendig
Standen im sozialen Wohnungs-
bau früher Mengeneffekte mit dem
Ziel im Vordergrund, für breite
Schichten der Bevölkerung neuen
Wohnraum zu schaffen, geht es
heute um bestimmte Gruppen von
Haushalten, die bei der Wohn-
raumversorgung aus unterschied-
lichen Gründen auf Hilfe durch
Fördermaßnahmen angewiesen
sind. Angesichts der in weiten Be-
reichen funktionierenden Woh-
nungsmärkte und eines heute
großen Bestandes an Wohnungen
sowie im Hinblick auf eine höchst-
mögliche Effizienz des Fördermit-
teleinsatzes wollen wir den sozia-
len Wohnungsbau zu einer sozia-
len Wohnraumförderung weiterent-
wickeln, bei der die vorhandenen
Wohnungsbestände wesentlich
stärker einbezogen werden.
Die Probleme, die sich der Woh-
nungspolitik heute stellen, können
daher nicht mehr mit dem her-
kömmlichen Instrumentarium ge-
löst werden. Hierzu werden wir
neue Wege beschreiten, um auch
vor dem Hintergrund der Notwen-
digkeit zu einer nachhaltigen Kon-
solidierung des Staatshaushalts im
Interesse der nachfolgenden Ge-
nerationen den Anforderungen des
Sozialstaatsprinzips gerecht zu
werden. Der Reformbedarf ist von
allen Seiten anerkannt.
Wir haben daher die Überlegun-
gen zur Reform des Wohnungs-
baurechts erneut aufgegriffen,
zunächst Eckwerte hierfür vorge-
legt und damit den Dialog mit den
Ländern, die ihrerseits den Re-
formbedarf stets betont hatten,
wieder aufgenommen. Die Baumi-
nisterkonferenz hatte diese Initiati-
ve begrüßt. Es wurde eine Bund-
Länder-Arbeitsgruppe eingesetzt,
die bis Ende März 2000 beraten
und dann über die Ziele und Inhal-
te der Reform des Wohnungsbau-
rechts der Ministerkonferenz einen
einvernehmlich erstellten Bericht
vorgelegt hat. Am 26. Mai 2000 hat
die Bauministerkonferenz den Be-
richt der Bund-Länder-Arbeits-
gruppe zustimmend zur Kenntnis
genommen und das Bundesmini-
sterium für Verkehr, Bau -und
Wohnungswesen aufgefordert, auf
der Grundlage der formulierten
Leitlinien einen Gesetzentwurf zur
Reform des Wohnungsbaurechts
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Soweit zur Ausgangslage und
zum Verfahrensstand. Was bringt
nun die bevorstehende Reform
des sozialen Wohnungsbaus?
Entsprechend den von der
Bund-Länder-Arbeitsgruppe for-
mulierten Leitlinien soll das neue
Gesetz die Ziele und Zwecke
der sozialen Wohnraumförderung
deutlich herausstellen und die für
die Durchführung notwendigen
Reglungen enthalten. Den Ländern
wird es künftig möglich, im Rah-
men des Gesetzes ihre eigenen
wohnungspolitischen Vorstellun-
gen zu verwirklichen. Beabsichtigt
ist also eine klare Festlegung auf
Inhalte und auch Grenzen der




Zweck der sozialen Wohnraum-
förderung ist die Unterstützung bei
der Versorgung mit Mietwohnun-
gen und bei der Bildung selbstge-
nutzten Wohneigentums. Zielgrup-
pe sind künftig Haushalte mit ge-
ringem Einkommen, die sich aus
eigener Kraft am Markt angebote-
ne, ihren Wohnbedürfnissen ent-
sprechende Wohnungen nicht lei-
sten können, sowie Haushalte, die
auf Grund der Zugehörigkeit zu
bestimmten sozialen Gruppen
oder wegen bestimmter persön-
licher Merkmale auf Vorbehalte bei
den Vermietern stoßen. •
Daneben treten eine Reihe von
weiteren Zwecken, die jeweils mit
der Förderung verfolgt werden
können. Zu nennen sind hier die
Stabilisierung von Wohnquartie-
ren, die Unterstützung ökologi-
scher Bauweisen, die Beachtung
der Grundsätze des barrierefreien
Bauens wie auch die Vorbildfunkti-
on, die dem geförderten Woh-
nungsbau hinsichtlich des kosten-
und flächensparenden Bauens zu-
kommt.
Zur Bestimmung des Kreises
derjenigen, zur deren Gunsten die
künftige Förderung erfolgen soll,
werden Einkommensgrenzen bun-
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desrechtlich festgelegt, von denen





zur Erhaltung sozial stabiler Be-
wohnerstrukturen oder im Rahmen
der Förderung selbstgenutzten Ei-
gentums abweichen können. Dies
entspricht der heute überwiegen-
den Praxis der sogenannten ver-
einbarten Förderung und ermög-
licht einen zielgenauen Einsatz von
Fördermitteln.
Die Angleichung der Einkom-
mensbegriffe von Wohnraumför-
derungs- und Wohngeldrecht be-
deutet eine wesentliche rechtsy-
stematische und verwaltungstech-
nische Vereinfachung.
Spielraum für die Länder
Ein weiteres Anliegen ist die Fle-
xibilisierung der Förderung. Hierzu
ist eine Neugestaltung des Förder-
instrumentariums nötig. Das Ne-
beneinander der verschiedenen
Förderwege soll entfallen. Das
Bundesgesetz wird den Ländern
viel Spielraum für ergänzende Re-
gelungen einräumen. Daher soll es
auch keine instrumentell bis ins
Einzelne geregelten Fördermetho-
de geben, wie dies beim derzeiti-
gen ersten Förderweg mit den um-
fangreichen Regelungen zur Ko-
stenmiete der Fall ist.
Durch diese Vereinheitlichung
der Förderinstrumente wird die
Bindung der Bundesmittel an ei-
nen Einsatz für eine bestimmte Art
der Förderung nicht mehr vorge-
schrieben. Die Länder erhalten
den für den Vollzug nötigen Ge-
staltungsspielraum, indem sie auf
Grundlage des neuen Gesetzes
weitgehend die Fördervorausset-
zungen festlegen. Hierzu wird in
der Förderzusage das verbindlich
gemacht, was in der jeweiligen
Förderbeziehung letztlich gelten
soll. Das Bundesrecht enthält aber
diejenigen Vorschriften, die zum
Vollzug der Förderung bundes-
rechtlich notwendig sind.
Dies bedeutet für die Förderung
von Mietwohnungen: Sie führt
stets zur Begründung von Bele-
gungsbindungen. Übergangswei-
se soll in den neuen Ländern mit
Rücksicht auf die Belegungsbin-
dungen nach dem Altschuldenhil-
fegesetz hierauf verzichtet werden
können. Bei der Art der Bele-
gungsbindungen hat die Förder-
stelle die Möglichkeit der Auswahl




Als wichtiges neues Instrument
sei hier das Stichwort „mittelbare
Belegung" genannt, die die Mög-
lichkeit eröffnet, Belegungsbin-
dungen an anderen Wohnungen
als der geförderten Wohnung zu
schaffen. Hiermit wird ein Potenti-





entlastung' erschwinglich sind. Die
mittelbare Belegung soll aber auch
der Konzentration von Problem-
haushalten vorbeugen und zu sta-
bilen Bewohnerstrukturen beitra-
gen. Vorhandene Belegungsbin-
dungen sollen mit Zustimmung der
Förderstelle auf andere Bestände
verlagert werden können.
Die stärkere Ausrichtung der
künftigen sozialen Wohnraumför-
derung auf den Bestand findet ih-
ren Ausdruck auch darin, dass die
Begründung von Belegungsbin-
dungen an vorhandenem Wohn-
raum als gleichberechtigter För-
dergegenstand neben die Schaf-
fung von neuem Wohnraum tritt.
Neu ist die Aufnahme von bun-
desrechtlichen Vorschriften über
den Kooperationsvertrag. Der Ko-
operationsvertrag ist ein öffentlich-
rechtlicher Vertrag zwischen Woh-
nungsunternehmen und Kommu-
nen, mit dem wohnungswirtschaft-
liche Interessen und kommunale
Zielsetzungen auf lokaler Ebene
dazu genutzt werden können,
außerhalb von den förmlichen För-
derzusagen vorhandenen Wohn-
raum für die Wohnraumversorgung
nutzbar zu machen.
Für die künftige Förderung wird
mit der Reform auch das öffent-
liche Mietpreisrecht für Sozial-
wohnungen mit seinen von der all-
gemeinen Miet- und Einkommens-
entwicklung völlig abgekoppelten
Kostenmieten verabschiedet.
Erforderlich bleibt auch weiter-
hin eine Begrenzung der Mieten.
Hierfür gilt folgendes Konzept:
Grundlage ist das allgemeine Miet-
recht, insbesondere das Miet-
höherecht mit seiner Anwendung
des Vergleichsmietensystems, der
Kappungsgrenzen und des Mieter-
höhungsverfahrens. Hierbei kön-
nen im Förderverlauf Mieterhöhun-
gen bis zu der in der Förderzusage
festgelegten „höchstzulässigen
Miete" zugelassen werden. Die
ortsübliche Vergleichsmiete muss
immer eingehalten werden.
Im Zusammenhang mit der
Festlegung der „höchstzulässigen
Miete" steht die Frage, ob und in-
wieweit damit zugleich Wohnko-
stenentlastungen verbunden wer-
den. Entscheidend muss hier die
Tragbarkeit der Wohnkosten für
die Zielgruppe der sozialen Wohn-
raumförderung sein. Dabei müs-
sen die Leistungen des Wohngel-
des, das Mietenniveau und das
Haushaltseinkommen des Mieters
und deren Entwicklungen berück-
sichtigt werden.
Fehlförderung vermeiden
Hiermit zusammen hängt die
weitere Frage, wie Fehlförderun-
gen zu vermeiden oder auszuglei-
chen sind. Fehlförderungen kön-
nen entstehen, wenn sich das Ein-
kommen der Begünstigten im Ver-
lauf der Förderung erhöht und da-
mit die Entlastungswirkung der
Förderung nicht mehr im bisheri-
gen Umfang gerechtfertigt ist.
Grundsatz ist, dass solche Fehl-
förderungen unter Berücksichti-
gung des Verwaltungsaufwandes
soweit wie möglich vermieden
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werden sollen. In Betracht kommt
hier - wie Erfahrungen der Förder-
praxis zeigen - eine Gestaltung
der Wohnkostenentlastung in Ab-
hängigkeit von der Entwicklung
des jeweiligen Haushaltseinkom-
mens oder durch eine Verminde-
rung der Wohnkostenentlastung
nach den Bestimmungen der För-
derzusage - etwa durch eine de-
gressiv gesteuerte Förderung.
Wenn Fehlförderungen dennoch
entstehen, kommt die Erhebung
von Ausgleichsbeträgen in Be-
tracht, wie sie heute mit dem Ge-
setz zum Abbau von Fehlsubven-
tionierung im Wohnungswesen be-
kannt sind. Die Ausgleichspflicht
soll nicht bundesrechtlich, son-
dern von den Ländern auf der
Grundlage bundesgesetzlicher Er-
mächtigung und Flankierung gere-
gelt werden können.
Ergänzt werden soll dieses Sy-
stem - dem Wunsch der Länder




D Grundlagen für die Erteilung von
Wohnberechtigungsscheinen,
D die Bindungen des Verfügungs-
berechtigten, die Wohnungen nur
an berechtigte Haushalte zu verge-
ben,
D die Sicherung der höchstzuläs-
sigen Mieten im Verhältnis Förder-
stelle - Vermieter - Mieter,
D die Voraussetzungen über die
Freistellung von den Belegungs-
bindungen und die nachträgliche
Übertragung von Belegungs- und
Mietpreisbindungen auf Tausch-
wohnungen - die sogenannte mit-
telbare Belegung im Bestand,
D Vorschriften über Geldleistun-





auch im Rahmen der sozialen
Wohnraumförderung ihren Stellen-
wert; ihre Erweiterung auf den Er-
werb aus dem Bestand trägt dem
Umstand Rechnung, dass in den
nächsten Jahren mit einem wach-
senden Angebot älterer Eigenheime
zu rechnen ist, die besonders für
die preiswerte Versorgung von Fa-
milien mit niedrigem und mittleren
Einkommen geeignet sind. Für die
Förderung des selbstgenutzten
Wohneigentums kommt es darauf
an, die Ergänzungsfunktion zur Ei-
genheimzulage im Gesetz heraus-
zustellen. Um eine angemessene
Belastung zu erreichen, müssen Ei-
genheimzulage, Einkommen und
Einkommensentwicklung des Haus-
halts - auch zur Vermeidung von
Fehlförderungen im Verlauf der För-
derung - berücksichtigt werden.
Sozialwohnungsbestand
Das neue Wohnraumförderrecht
gilt für die künftige Förderung. Für
die auf der Grundlage des bisheri-
gen Rechts geförderten Sozial-
mietwohnungen bleibt es grund-
sätzlich beim geltenden Recht. In
Teilen können jedoch auch die
neuen Regelungen angewendet
werden. Dies kommt z.B. in Be-
tracht für die Übernahme der neu-
en Vorschriften über die Einkom-
mensgrenzen, die Erteilung von
Wohnberechtigungsscheinen, die
Freistellung von Belegungsbin-
dungen und der Übertragung von
Mietpreis- und Belegungsbindun-




schalen werden in bestimmter
Weise vereinfacht und indexiert,
was die turnusmäßigen Anpassun-
gen im Verordnungswege ersetzt.
Damit bleibt der vorhandene
Bestand an Sozialmietwohnungen
von insgesamt etwa 2 Mill. Sozial-
wohnungen des 1. Förderweges
und ca. 250000 Wohnungen des
3. Förderweges weiterhin rechtlich
gesichert, und die Mietpreisvortei-
le der Sozialmietwohnungen wer-
den nicht verändert.
Ich denke, dass wir hiermit ei-
nen überzeugenden und auf Dauer
tragfähigen Gesetzentwurf vorge-
legt haben. Das Gesetzgebungs-
verfahren soll bis zur Sommerpau-
se durchlaufen sein; das Inkrafttre-
ten des Gesetzes ist für den 1. Ja-
nuar 2002 vorgesehen.
Michael Vesper
Das künftige Profil der Wohnungsbauförderung
D
er neuen Bundesregierung ist
gelungen, was in der vergan-
genen Legislaturperiode noch ge-
scheitert war: In einem kooperati-
ven Verfahren mit den Ländern hat
sie Eckwerte für eine Reform des
Wohnungsbaurechts aufgestellt.
Der jetzt vorliegende Gesetzent-
wurf wird zur Zeit im Bundestag
und Bundesrat behandelt. So viel
Konsens über die Zielsetzungen
einer Reform des Wohnungsbau-
rechts ist erfreulich, denn die
Reform des Wohnungsbaurechts
ist notwendig und überfällig. Den-





Relikt aus den Anfängen der Bun-
desrepublik, sondern hat auch
heute noch eine wichtige Funktion.
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Mit den Bau- und Förderleistungen
der vergangenen Jahrzehnte ist es
gelungen, gerade auch einkom-
mensschwache Haushalte mit an-
gemessenem Wohnraum zu ver-
sorgen. Dennoch sind in Nord-
rhein-Westfalen nach wie vor über
100000 Haushalte bei den kom-
munalen Wohnungsämtern gemel-
det, die eine Sozialwohnung su-
chen. Nachdem wir in den vergan-
genen Jahren einen Bauboom ver-
zeichnen konnten, sind die Geneh-
migungen und Fertigstellungen,
vor allem im Mietwohnungsbau,
jetzt rückläufig. Dieser Trend kann
uns in Zukunft Probleme bereiten.
Vor allem für einkommensschwa-
che Haushalte in Ballungszentren
könnte bezahlbarer Wohnraum
schon bald wieder zu einem knap-
pen Gut werden.
Staatliche Wohnungspolitik -
das stellt der Gesetzentwurf zu
Recht heraus - kann nicht mehr
vorrangig auf eine Ausweitung des
Wohnungsbaus abzielen. Nicht nur
der Neubau, sondern auch der be-
reits vorhandene Wohnungsbe-
stand muss verstärkt zu Unterbrin-
gung von einkommensschwachen
Haushalten genutzt werden. So-
ziale Wohnraumförderung: das
heißt künftig nicht nur Neubau,
sondern eben auch Modernisie-
rung, Erwerb von Belegungsrech-
ten und Erwerb von selbstgenutz-
tem Wohneigentum aus dem Be-
stand. Diese Orientierung ist sinn-
voll. Leider findet die von allen Sei-
ten geforderte stärkere Nutzung
des Wohnungsbestandes für
Zwecke der sozialen Wohnraum-
förderung bisher wenig Resonanz.
Noch ein Wort an die Wohnungs-
wirtschaft: Stärkere Bestandsori-
entierung der sozialen Wohnraum-
förderung bedeutet deshalb für
mich die Förderung von Sozial-
wohnungen im Wohnungsbestand,
nicht die Verlagerung von Bewirt-




Das geltende Recht geht davon
aus, dass der soziale Wohnungs-
bau breiten Schichten der Bevöl-
kerung zugute kommt. Das war
plausibel, solange Wohnraum fehl-
te und es in erster Linie um eine
Erweiterung des Angebots ging.
Heute haben sich diese Ziele ver-
ändert. Mengenprobleme stehen
nicht mehr im Vordergrund. Für die
überwiegende Mehrheit der Bevöl-
kerung stehen Wohnungen zur
Verfügung. Zu Recht ..nennt der
Gesetzentwurf als Zielgruppe die
Haushalte, die sich am Markt ohne
öffentliche Hilfe nicht angemessen
mit Wohnraum versorgen können.
Leider bleibt er bei der konkreten
Abgrenzung dieser Zielgruppe un-
genau und beschränkt sich darauf,
Basiseinkommensgrenzen festzu-
legen, von denen die Länder nach
oben unbegrenzt abweichen kön-
nen. Hier hätte ich mir mehr Mut
des Bundesgesetzgebers ge-
wünscht, die angestrebte Ziel-
gruppenorientierung auch tatsäch-
lich durchzusetzen.
Derzeit liegen,etwa 39% aller
Haushalte in Deutschland unter
den geltenden Einkommensgren-
zen für den Ersten Förderweg. Die-
se Grenzen will der Bund - abge-
sehen von notwendigen kleinen
Korrekturen zugunsten von Ein-
und Zwei-Personen-Haushalten -
als Basiseinkommensgrenzen
übernehmen. Für mich ist nicht
nachvollziehbar, warum eine Re-
form, die eine stärkere Zielgrup-
penorientierung auf die wirklich
Bedürftigen bezweckt, von diesen
Basiseinkommensgrenzen unbe-
grenzt Abweichungen zulassen
will. Eine derartige Aufweichung
geht auch an der Realität der kom-
munalen Wohnungsämter vorbei,
denn nach wie vor liegen etwa
70% aller registrierten Wohnungs-
suchenden um mindestens 20%
unter den derzeitigen Einkom-
mensgrenzen.
Zu einer klaren Zielgruppenori-
entierung und einem verantwor-
tungsvollen Umgang mit knappen
öffentlichen Mitteln gehört auch,
dass nicht mehr benötigte Sub-
ventionsvorteile durch Ausgleichs-
abgaben kompensiert werden. Die
Fehlbelegungsabgabe ist keine
Vertreibungsabgabe, wie von der
Wohnungswirtschaft behauptet.
Es ist vielmehr ein Gebot der Ge-
rechtigkeit, dass die Haushalte,
die aufgrund ihrer Einkommens-
entwicklung nicht mehr hilfebe-
dürftig sind, eine Ausgleichsabga-
be zahlen, die dann dem sozialen
Wohnungsbau wieder zur Verfü-
gung steht.
Erinnern wir uns: Vor einigen
Jahren kritisierte der damalige
Bundesbauminister Töpfer die
mangelnde Effizienz und Zielgrup-
penschärfe im sozialen Woh-
nungsbau. Er berief sich dabei auf
Fehlbelegungsquoten von angeb-
lich bis zu 42%. Der Gesetzent-
wurf, den die Bundesregierung
daraufhin vorlegte, brachte zwar
keinen Beitrag zur Lösung dieses
Problems, wohl aber eine Diskredi-
tierung der Wohnungsbauförde-
rung insgesamt. Heute beklagen
die Verfasser des Referentenent-
wurfes erneut das Problem von
Fehlförderungen - und wieder ver-
zichten sie darauf, die bundes-
rechtlichen Möglichkeiten auszu-
schöpfen, um eine Fehlsubventio-
nierung tatsächlich abzubauen.
Das ist unverständlich. Gerade
aufgrund der vom Bund seit Mitte
der 90er Jahre geführten Diskus-
sionen um Fehlsubventionierun-
gen im sozialen Wohnungsbau gilt
es doch, zumindest einen bundes-
weit einheitlichen Schwellenwert
von 20% oberhalb der Basisein-
kommensgrenzen festzulegen, der
als Ansatzpunkt für die Erhebung
einer Ausgleichsabgabe dient.
Das häufig gezeichnete Bild von
überforderten, schwierigen Nach-
barschaften ist nicht symptoma-
tisch für den sozialen Wohnungs-
bau. Hier wie anderswo gibt es
völlig unproblematische Bestände
mit zufriedenen Mietern und, das
ist richtig, es gibt auch einige
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schwierige Quartiere. Dort, wo es
sinnvoll ist, aus Gründen der Sta-
bilisierung der Sozialstruktur auf
die Erhebung einer Ausgleichsab-
gabe zu verzichten, praktizieren
wir dies bereits jetzt. Diese Mög-
lichkeit bleibt auch nach der Re-
form erhalten. Es ist jedenfalls
nicht einleuchtend, unter Hinweis
auf einzelne problematische Be-
stände auf die Möglichkeit von
Ausgleichsabgaben völlig zu ver-
zichten - und damit auf einen ziel-
gerichteten Einsatz der Woh-
nungsbauförderungsmittel. Wenn
wir nicht darauf achten, dass Sub-
ventionen gerecht und effizient
eingesetzt werden, laufen wir Ge-
fahr, die Förderung des sozialen




zieht der Gesetzgeber die Konse-
quenzen aus den Mängeln des
derzeitigen Wohnungsbaurechts.
Auf die bisherige Unterscheidung
zwischen dem traditionellen
D ersten Förderweg für eine enger
gefasste Zielgruppe mit einer För-
derung nach dem Kostenmietprin-
zip,
D dem zweiten Förderweg für eine
etwas weiter gefasste Zielgruppe
und
D dem dritten Förderweg, der ver-
traglich vereinbarten Förderung,
wird verzichtet.
Bisher sind im sogenannten er-
sten Förderweg, für den strikte
Einkommensgrenzen gelten, die
Folgen der Förderung bis ins Detail
bundesrechtlich geregelt, während
beim sogenannten dritten Förder-
weg Zielgruppen und Konsequen-
zen völlig offen bleiben.
Das Ziel künftiger Wohnungs-
bauförderung ist es, die Flexibilität
des dritten Förderwegs mit den
Vorteilen des ersten Förderwegs,
nämlich den klaren Regelungen für
Preis- und Belegungsbindungen
zu verbinden. Dadurch wird die
vereinbarte Förderung auch mit
Blick auf Zielgruppenorientierung
und lange Bindungen besser prak-
tikabel, und es ist nicht mehr erfor-
derlich, eine Förderung nach dem
Kostenmietprinzip vorzunehmen,
um wirksame Preis- und Bele-
gungsbindungen zu erreichen.




D die Höhe der Förderung nicht
mehr aus einer Wirtschaftlichkeits-
berechnung abzuleiten oder im
Rahmen einer Wirtschaftlichkeits-
berechnung darzustellen ist,
D die Miete des geförderten
Wohnraums entsprechend den
Vorgaben der Förderzusage fest-
zulegen ist und Veränderungen der
laufenden Aufwendungen keine
Mietanpassungen mehr, nach sich
ziehen,
D damit auch Höherverzinsungen
öffentlicher Baudarlehen nicht
mehr an die Mieter weitergegeben
werden können,
D Mieterhöhungen nicht mehr
durch einseitige Erklärung, son-
dern im Rahmen des Zustim-
mungsverfahrens nach dem Miet-
höhegesetz durchgesetzt werden
müssen, wobei diese Mieter-
höhungen entsprechend dem För-
derzweck in der Förderzusage be-
grenzt werden können und
D Förderungsdauer und die Dauer
der Bindungen entkoppelt werden
können.
Wesentliches Ergebnis der Re-
form ist, dass künftig nicht mehr
nach dem Kostenmietprinzip ge-
fördert wird. Die Unzulänglichkei-
ten dieses Prinzips sind mit mehr
' oder weniger überzeugenden Ar-
gumenten schon oft beschrieben
worden. Für mich ist der entschei-
dende Mangel, dass es Subventi-
onserwartungen auslöst und die
Verantwortung der Investoren
überdeckt, welches Objekt zu wel-
chen Kosten an welchem Standort
gebaut wird. Künftig können die
Investoren nicht mehr darauf ver-
trauen, dass ihre laufenden Auf-
wendungen automatisch durch die
Mieten abgegolten werden, son-




In Nordrhein-Westfalen gibt es
rund 980000 preis- und bele-
gungsgebundene Wohnungen.
Das ist etwa die Hälfte des bun-
desweit vorhandenen Bestandes
an Sozialwohnungen. Deshalb
sind die Regelungen für den Woh-
nungsbestand und das Überlei-
tungsrecht gerade für Nordrhein-
Westfalen von essentieller Bedeu-
tung. Die Bund-Länder-Arbeits-
gruppe hat gefordert, dass die vor-
handenen Preis- und Belegungs-
bindungen weiterhin in vollem Um-
fang gewährleistet sein müssen
und dass hierfür das geltende
Recht weiterhin zur Verfügung ste-
hen soll.
Den Miet- und Belegungsbin-
dungen im Bestand stehen frühere
Förderleistungen der öffentlichen
Hand gegenüber. Auf die Gegen-
leistungen für diese Mittel kann
und will ich nicht verzichten. Die
Versuche der vergangenen Legis-
laturperiode haben gezeigt, dass
eine Übertragung der Kostenmiet-
bindungen im Bestand auf das
System einer vereinbarten Miete
die Dinge nur unnötig komplizieren
würde. Die Investoren sind unter
den Bedingungen des Kostenmiet-
prinzips angetreten. Im Nachhinein
kann man ihnen weder die Mög-
lichkeit verwehren, ihre laufenden
Aufwendungen auf die Miete um-
zulegen, noch sollte man ihnen ge-
statten, teuer erkaufte Mietvorteile
zu Lasten der Sozialmieter abzu-
bauen. Zu Recht verzichtet der
Gesetzentwurf deshalb auf die im
Vorfeld verschiedentlich geforder-
te Option, auf Länderebene die
Kostenmieten im Bestand auf ver-
traglich vereinbarte Mieten umzu-
stellen. Denn die überfällige Re-
form des Wohnungsbaurechts
sollte keinesfalls mit Diskussionen
um mögliche Mieterhöhungen und




Unzureichende Mindestförderung des Bundes
F
ür den Deutschen Mieterbund
gehören sozialer Wohnungs-
bau, Wohngeld und Mietrecht
zu den Säulen einer sozialen
Wohnungs- und Mietenpolitik.
Am 1. Januar 2001 ist die Wohn-
geldreform in Kraft getreten.
Wohngeldbezieher erhalten in
Westdeutschland durchschnittlich
80 DM mehr im Monat, in Ost-
deutschland sind es ca. 35 DM
mehr, und rund 400000 Haushalte
haben jetzt erstmals Anspruch auf
Wohngeld, dem staatlichen Zu-
schuss zum Wohnen.
Ebenfalls noch in diesem Jahr,
voraussichtlich im Spätsommer,
soll nach den Plänen der Bundes-
regierung ein neues Mietrecht in
Kraft treten. Ziel dieser Reform ist
es, das Mietrecht zu vereinfachen
und zu modernisieren.
Das dritte wichtige gesetzgebe-
rische Vorhaben der Bundesregie-
rung in dieser Legislaturperiode ist
das Gesetz zur Reform des Woh-
nungsbaurechts. Das ist die längst
überfällige und von uns als Mieter-
organisation, aber auch von der
übrigen Wohnungswirtschaft im-
mer wieder geforderte Reform des
sozialen Wohnungsbaus. Die Eck-
daten dieser Reform sind in einem
Arbeitskreis von Bund und Län-
dern entwickelt und abgestimmt
worden. Das bietet die Chance,
dass der Gesetzesentwurf noch in
diesem Jahr Bundestag und Bun-
desrat durchlaufen und das neue
Wohnungsbaurecht schon zum
1.1.2002 in Kraft treten kann.
Sozialer Wohnungsbau
wird fortgesetzt
Als Präsidentin des Deutschen
Mieterbundes kann ich sagen,
die Richtung des Reformwerks
stimmt. Wichtig ist für uns, dass
der Bund mit dem vorgelegten Ge-
setzesentwurf das grundsätzliche
Bekenntnis zur Fortsetzung der
Objektförderung formuliert. Das
bedeutet, der soziale Wohnungs-
bau wird fortgesetzt. Für den Woh-
nungsbestand wird es sogar weit-
gehend bei den bisherigen Rege-
lungen bleiben. Angesichts der
rapide schrumpfenden sozialen
Wohnungsbestände ist es notwen-
dig, preis- und belegungsgebun-
denen Wohnraum mittel- und lang-
fristig zu sichern. Deshalb soll es
richtigerweise auch keine Über-
führung dieser Wohnungsbestän-
de in den „freien" Markt mit dem
Vergleichsmietensystem geben. Es
bleibt bei der Kostenmiete.
Allerdings, auch für den sozialen
Wohnungsbestand gibt es Ände-
rungen. Die Unterscheidung bei
der Kostenmiete zwischen den
Pauschalen für Verwaltungskosten
und für Instandhaltung, dies auch
noch differenziert nach Baualter
und Qualitätsmerkmalen, wird auf-
gehoben. Vermieter bzw. Woh-
nungsunternehmen erhalten zu-
künftig eine einzige Pauschale für
Erhaltungskosten. Nach der ge-
setzlichen Definition sind dies Ko-
sten, die während der Nutzungs-
dauer zur Erhaltung des bestim-
mungsgemäßen Gebrauchs auf-
gewendet werden müssen, um die
durch Abnutzung, Alterung und
Witterungseinwirkung entstehen-
den baulichen und sonstigen Män-
gel ordnungsgemäß zu beseitigen,
somit Kosten der zur Verwaltung
des Gebäudes oder der Wirt-
schaftseinheit erforderlichen Ar-
beitskräfte und Einrichtungen, und
Kosten der Aufsicht sowie der
Wert der vom Vermieter persönlich
geleisteten Verwaltungsarbeit.
Erhaltungskostenpauschale
Die Zusammenfassung der Ver-
waltungs- und Instandhaltungsko-
stenpauschale zu einem Kosten-
block ist eine echte Vereinfachung,
zumal die Unterscheidung nach
Baualtersklassen ebenfalls entfällt.
Die Pauschale für Erhaltungsko-
sten knüpft an die Wohnungs-
größe an und beträgt im Jahr
höchstens 13 Euro pro m
2. De
facto ist dies eine Erhöhung der
Pauschalen um etwa 7%.
Völlig neu ist dann aber der An-
satz, diese Erhaltungskostenpau-
schale mit einem Index zu verse-
hen. Um die bisher in regelmäßi-
gen Zeitabständen notwendig
werdenden Anpassungen der Pau-
schalen durch Rechtsverordnung,
vor allem aber wohl auch, um den
im Vorfeld stattfindenden Prüfun-
gen und Auseinandersetzungen
aus dem Wege zu gehen, wird die
Pauschale an einen Index gekop-
pelt. Ab 1. Januar 2005 ist der
Preisindex des Statistischen Bun-
desamtes für die Lebenshaltung
aller privaten Haushalte seit dem
1. Januar 2002 entscheidend.
Auch das ist sicherlich eine Verein-
fachung. Ob es eine sachgerechte
und sinnvolle Regelung ist, mag im
Augenblick dahin stehen. Be-
fremdlich ist aber, dass Erhöhun-
gen der Kostenmiete auf diese Art
und Weise und damit Leistungen
an Vermieter und Wohnungsunter-
nehmen indiziert werden, während
wir seit Jahren erfolglos fordern,
dass Wohngeldleistungen für Mie-
ter bzw. Lastenzuschüsse für Ei-
gentümer an einen Preisindex ge-
koppelt werden.
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Während die Reform für den
Wohnungsbestand allerdings kei-
ne wirklich gravierenden Auswir-
kungen habe dürfte, bringt die Re-
form für den neuen sozialen Woh-




Im Zentrum des Reformvorha-
bens steht zum Beispiel die einen-
gende Zielgruppenbestimmung,
das heißt die Konzentration der
Förderung auf die wirklich bedürf-
tigen Haushalte. Die soziale Treff-
sicherheit der zukünftigen staatli-
chen Förderpolitik ist ein wesentli-
ches Merkmal. Angesprochen
werden mit der sozialen Wohn-
raumförderung deshalb Haushalte,
die sich am Markt nicht angemes-
sen mit Wohnraum versorgen kön-
nen und auf Unterstützung ange-
wiesen sind. Die Förderung von
Wohnraum erfasst insbesondere
Haushalte mit geringem Einkom-
men sowie Familien und andere
Haushalte mit Kindern, Alleinerzie-
hende, Schwangere, ältere Men-
schen, Behinderte, Wohnungslose
und sonstige, hilfsbedürftige Per-
sonen. Die Förderung des selbst-
genutzten Wohneigentums zielt in
erster Linie auf Familien und ande-
re Haushalte mit Kindern ab.
Mit der Konzentration der staat-
lichen Förderung, insbesondere
auf die bedürftigen Haushalte,
wird gleichzeitig Abschied genom-
men von der bisherigen Zielset-
zung des Gesetzes, die in den
50er Jahren angesichts einer bei-
spiellosen Wohnungsnot definiert
wurde. Ziel der Wohnungsbauge-
setze war die Beseitigung der
Wohnungsnot und die Versorgung
breiter Schichten des Volkes mit
Wohnraum zu tragbaren Mieten
und die Eigentumsförderung für
weite Kreise der Bevölkerung. An-
gesichts einer völlig anderen woh-
nungswirtschaftlichen Situation,
aber auch unter Berücksichtigung
immer knapper werdender öffentli-
cher Mittel, muss es heute darum
gehen, die Förderpolitik effizient
und treffsicher auszugestalten. Die
neue Zielgruppenbestimmung ent-
spricht deshalb durchaus den Vor-
stellungen des Deutschen Mieter-
bundes. Gewünscht hätten wir uns
dagegen, dass der Zweck und der
Anwendungsbereich des Gesetzes
auch auf das genossenschaftliche
Wohnen als dritte Wohnform ne-
ben Miete und Eigentum erstreckt
wird.
Modernisierung von Wohnraum
Ein zweites wesentliches Re-
formziel bringt das Gesetz schon
mit der neuen Formulierung „Ge-
setz über die soziale Wohnraum-
förderuhg" zum Ausdruck. In Zu-
kunft geht es nicht nur um den
Wohnungsneubau, sondern auch
um die Modernisierung von Wohn-
raum, um den Erwerb von Bele-
gungsrechten an bestehendem
Wohnraum und um den Erwerb
bestehenden Wohnraums zur
Selbstnutzung. An dieser Stelle
sind meiner Meinung nach die Re-
formziele aber noch zu ergänzen
um Wohnumfeldverbesserungen
und Wohnungstausch- und Woh-
nungsmanagementmaßnahmen.
Die zukünftige Bedeutung des
Wohnungsbestandes für die sozia-
le Wohnraumförderung wird deut-
lich, wenn in den allgemeinen För-
dergrundsätzen zum Beispiel aus-
drücklich angesprochen werden
die Nutzung des Wohnungs- und
Gebäudebestandes für die Wohn-
raumversorgung sowie die Vermei-
dung der Unterbelegung von
Wohnraum, die Erhaltung preis-
günstigen Wohnraums im Falle der
Förderung durch Modernisierung
oder die Schaffung und Erhaltung
ausgewogener Siedlungsstruktu-
ren. In Ostdeutschland soll für ei-
nen zeitlich begrenzten Zeitraum




Eine Verbesserung der Effizienz
und die Flexibilisierung der Förder-
instrumente dürfte durch die neu
eingeführten Kooperationsverträ-
ge zu erreichen sein. Danach kön-
nen Gemeinden mit Eigentümern
oder sonstigen Verfügungsberech-
tigten Wohnraumvereinbarungen
über Angelegenheiten der örtli-
chen Wohnraumversorgung tref-
fen, insbesondere zur Unterstüt-
zung von Maßnahmen der sozialen
Wohnraumversorgung, einschließ-
lich der Verbesserung der Woh-
nungsverhältnisse sowie der
Schaffung oder Erhaltung sozial
stabiler Bewohnerstrukturen. Der
Deutsche Mieterbund begrüßt
ausdrücklich dieses neue Instru-
ment der sozialen Wohnraumför-
derung. Mit Hilfe derartiger Koope-
rationsverträge können integrative
Lösungsansätze der Wohnungs-,
Städtebau-, Jugend- und Sozial-
politik organisiert werden.
Wir begrüßen auch, dass durch
die Förderung immer ein Bele-
gungsrecht geschaffen werden
muss und dass das Belegungs-
recht deutlich flexibilisiert wird. Zu
unterscheiden ist zwischen der un-
mittelbaren Belegung einer geför-
derten Wohnung selbst und der
mittelbaren Belegung einer ande-
ren Wohnung und der so genann-
ten verbundenen Belegung. Ziel
derFörderung von Mietwohnraum
ist immer die Schaffung tragbarer
Wohnkosten für die berechtigten
Haushalte. Die Wohnkostenentla-
stung muss durch Bestimmung
höchstzulässiger Mieten unterhalb
der ortsüblichen Vergleichsmiete
oder durch sonstige Maßnahmen
entstehen.
Anzumerken ist aber auch, dass
ein wesentliches Merkmal des Re-
formvorhabens die Verlagerung
von Zuständigkeiten und Hand-
lungsspielräumen vom Bund auf
die Länder ist. Das Gesetz zur Re-
form des Wohnungsbaurechts
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bzw. das Gesetz über die soziale
Wohnraumförderung ist im We-
sentlichen ein Rahmengesetz. Der
Bund legt zum Beispiel die - un-
veränderten - Einkommensgren-
zen für den Zugang zur Förderung
fest. Den Ländern wird aber ein
Abweichen nach den örtlichen und
regionalen wohnungswirtschaftli-
chen Verhältnissen gestattet. Auch
die durch Förderung entstehenden
Belegungs- und Mietbindungen
werden weitgehend in das Belie-
ben der Länderregelungen gestellt,
genauso wie eventuelle Freistel-
lungen von Belegungsbindungen.
Die Länder legen auch fest, in wel-
chen Gemeinden und für welche
Arten von geförderten Wohnungen
Ausgleichszahlungen im Falle der
Fehlsubventionierung erhoben
werden sollen.
In diesem Zusammenhang finde
ich es richtig, dass der Entwurf
des Bundes primär Fehlförderung
und Fehlsubventionierung verhin-
dern will, dass es ansonsten aber
bei einer Abgabepflicht, der bishe-
rigen Fehlbelegungsabgabe, blei-
ben soll. Unverständlich ist für
mich aber, warum der Gesetzes-
entwurf nur an einer Abgabever-
pflichtung für Mieter festhält, aber
keinerlei Anstalten macht, Fehlför-
derung bei selbstgenutztem Wohn-
eigentum abzuschöpfen.
Die Übertragung eines Höchst-
maßes an Befugnissen und Aus-
gestaltungsmöglichkeiten auf die
Länder bietet Chancen für eine in-
novative und phantasievolle Um-
setzung einer Vielzahl von Ideen
vor Ort. Bundesgesetzliche Hin-
dernisse stehen kaum im Weg.
Konsequenz ist aber auch, dass
der Gesetzesentwurf des Bundes
vielfach eher unverbindliche
Grundsätze für die künftige soziale
Wohnraumförderung enthält. Der
Bund verzichtet letztlich auf eine





sich aber auf die finanzielle Aus-
stattung für die soziale Wohn-
raumförderung. Dabei ist durchaus
positiv anzumerken, dass es dem
Bauminister gelungen ist, die
Zweckbestimmung der Rückflüsse
an den Bund sicherzustellen. Völlig
unzureichend ist aber die gesetz-
lich festgeschriebene Mindestför-
derung des Bundes mit lediglich
230 Mill. Euro. Da ist auch der, Hin-
weis wenig tröstlich, dass der je-
weilige Bundeshaushalt diesen
Mindestrahmen überschreiten
kann. In den letzten Jahren hat
sich der Bund tatsächlich immer
stärker aus der Finanzierung des
sozialen Wohnungsbaus zurück-
gezogen, dies zeigt auch der
Haushaltsansatz in diesem Jahr in
Höhe von 450 Mill. DM. Meines Er-
achtens kann der Bund nicht neue
Reformziele und neue Förderge-
genstände formulieren und gleich-
zeitig die notwendigen Mittel im-
mer weiter zusammenstreichen.
Die Finanzausstattung des Bundes
bleibt Messlatte für die Glaubhaf-
tigkeit des Reformansatzes des
sozialen Wohnungsbaus bzw. der
sozialen Wohnraumförderung.
Friedrich-Adolf Jahn
Verbesserte Wohngeldförderung soll verfehltes System
des sozialen Wohnungsbaus ersetzen
H
aus & Grund Deutschland, der
Zentralverband der Deutschen
Haus-, Wohnungs- und Grund-
eigentümer e.V., spricht sich für ei-
ne Abschaffung des sogenannten
sozialen Wohnungsbaus und die
gleichzeitige Stärkung des Wohn-
geldes aus. „Der soziale Woh-
nungsbau hat seine wirtschaft-
lichen und sozialen Ziele verfehlt
und ist in' dieser Form überholt",
heißt es in einem Thesenpapier
von Haus & Grund Deutschland.
Das Wohngeld als einkommens-
und subjektorientierte Förderung
stellt die vernünftigste Alternative
zur Objektförderung durch den so-
zialen Wohnungsbau dar. Mittel




Im Hearing zum Entwurf eines
Gesetzes zur Reform des Woh-
nungsbaurechts hat der Zentral-
verband Haus & Grund Deutsch-
land eine detaillierte Stellungnah-
me abgegeben und darin die Ab-
sicht der Bundesregierung be-
grüßt, die bisher geltenden Rege-
lungen zur Förderung des sozialen
Wohnungsbaus aufzuheben. Der
jetzt vorgelegte Reformvorschlag
kann jedoch nicht „als durchgrei-
fende Neukonzeption" angesehen
werden, um die unbestritten noch







sowie zu einzelnen Vorschriften
WIRTSCHAFTSDIENST 2001/111 143ZEITGESPRÄCH
vertritt Haus & Grund Deutschland
die folgende Position:
Der soziale Wohnungsbau ist
nicht nur „nicht mehr zeitgemäß",
sondern hat seine ursprünglichen
wirtschaftlichen und sozialen Ziele
verfehlt und ist allein deshalb ab-
zuschaffen. Die ursprüngliche Ziel-
setzung des sozialen Wohnungs-
baues, auch sozial schwächeren
Bevölkerungskreisen preisgünsti-
gen Wohnraum zur Verfügung stel-
len zu können, ist „wirtschaftlich"
nie erreicht worden.
Die Mieter erhielten zwar für sie
kostengünstigen Wohnraum, die
Herstellungskosten sind jedoch
nie niedriger gewesen als im frei-
finanzierten, ausstattungsmäßig
gleichen Wohnungsbau. Die Be-
wirtschaftungskosten (einschließ-
lich Kapitalkosten) sind ebenfalls
nicht niedriger als im freifinanzier-
ten Wohnungsbau, nur wurden die
Mieter nicht in voller Höhe mit den
Kosten belastet.
Die anfangs Begünstigten wa-
ren im Vergleich zu anderen, nicht
dem begünstigten Personenkreis
angehörenden Mietern finanziell
besser gestellt worden, sobald sie
einkommensmäßig dem Kreis der
Begünstigten entwachsen waren.
Insofern erfolgte eine Ungleichbe-
handlung zu Lasten der Steuer-
zahler. Die Fehlbelegungsabgabe,
die zur Vermeidung solcher Un-
gleichbehandlungen erhoben wur-
de, hat sich als Fehlschlag erwie-
sen. Sie war zu kompliziert, zu auf-
wendig und hat zur Gettobildung
geführt, sofern das nicht ohnehin
schon bei einzelnen Sozialbauvier-
teln der Fall war.
Der soziale Wohnungsbau in der
Form der reinen Objektförderung
hat daher sowohl die wirtschaft-
lichen als auch die gesellschafts-
und sozialpolitischen Ziele ver-
fehlt.
Sinnvolle Alternative Wohngeld
Das Wohngeld als einkommens-
und subjektorientierte Förderung
stellt eine sinnvolle Alternative zur
Objektförderung durch den sozia-
len Wohnungsbau dar. Durch die
Aufgabe des sozialen Wohnungs-
baus freiwerdende Mittel sind
auch zur Wohngeldförderung ein-
zusetzen.
Als wirtschaftlich und sozial ver-
nünftige Alternative bietet sich, be-
stätigt durch die Erfahrungen der
Vergangenheit, grundsätzlich für
den weitaus überwiegenden Kreis
der bisher im sozialen Wohnungs-
bau Begünstigten das Wohngeld
als Subjekthilfe an. Es ist bedarfs-
gerecht ausgestaltet, flexibel und
sozial verträglich. Fehlförderungen
werden durch die Einkommensbe-
grenzungen vermieden, das Risiko
und die Gefahr der Gettöbildung
wird begrenzt, wenn nicht sogar
verhindert.
Die Wohngeldgewährung sorgt
für eine Gleichbehandlung zwi-
schen den Haushalten, die sich am
Markt selbst versorgen können,
und jenen, die auf die Förderung
durch öffentliche Hilfen angewie-
sen sind. Um in der Praxis aufge-
tretene Missbräuche zu vermeiden
und damit die Zielsetzung der
Wohngeldgewährung nicht zu ver-
fehlen, sollte allerdings im Zuge
'der Neukonzeption der „sozialen
Wohnraumförderung" geprüft wer-
den, ob neben der direkten Wohn-
geldförderung eine „indirekte" För-
derung der Art eingeführt werden
kann, die es verhindert, dass di-
rekte Geldzahlungen an die Wohn-
geldempfänger statt für die Miet-
zahlung für konsumtive oder ande-




Soweit Bevölkerungs- und Mie-
terkreise aufgrund individueller so-
zialer Probleme auch im Rahmen
der Wohngeldförderung am Markt
selbst keine Wohnung finden, ist
für diese Kreise weiterhin eine be-
grenzte staatliche Wohnungsfür-
sorge erforderlich.
Als Ergänzung zur Subjektförde-
rung durch das Wohngeld sind ge-
setzliche und vertragliche Voraus-
setzungen zu schaffen, um durch
Belegungsrechte Wohnraum in so-
zialen Problemfällen zur Verfügung
zu stellen. Da eine Selbstversor-
gung am Markt in Problemfällen
meist ausscheidet, kann eine ent-
sprechende Zuweisung nur durch
die Wohnungsfürsorge erfolgen.
Soweit der Gesetzentwurf in
diesem Zusammenhang von be-
stimmten Bevölkerungsgruppen
spricht, die „Zugangsprobleme
zum Markt (haben), weil sie von
Vermietern diskriminiert werden",
ist diese „Begründung" zurückzu-
weisen. Dieses Argument läuft auf
eine durch nichts zu begründende
Diskriminierung der Vermieter hin-
aus. Die Vermietung an Haushalte
mit „Risikomerkmalen" scheitert in
der Praxis nicht an der mangeln-
den Bereitschaft der Vermieter,
sondern ursächlich am Widerstand
aus der vorhandenen Mieterschaft.
Ausgestaltung
von Belegungsrechten
Um für diese Mietergruppen die
Versorgung mit Wohnraum sozial
zu fördern, bietet sich die Möglich-
keit der Einführung von Bele-
gungsrechten, die die Kommunen
entweder durch langfristige Verträ-
ge mit den Vermietern oder für je-
weils konkrete Einzelfälle erwer-
ben können.
Eine solche Lösung erscheint
jedoch nur dann realisierbar, wenn
dem Vermieter grundsätzlich das
Auswahlrecht erhalten bleibt und
neben Regelungen zur Ausschal-
tung des Kostenrisikos besondere
Kündigungsregelungen getroffen
werden können.
Im Rahmen der Ausgestaltung
von Belegungsrechten sind des-
halb vertragliche Regelungen zur
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Minderung dieser Risiken zu tref-
fen. Diese Regelungen müssen
gewährleisten, dass
D der Vermieter mit dem von der
Kommune vorgeschlagenen Mie-
ter einverstanden sein muss und
die Mietpreisvereinbarung gege-
benenfalls über die ortsübliche
Vergleichsmiete hinausgehen kann
(Risikozuschlag),




wird und die Kommunen in einem
solchen Fall die Kosten eventueller
Rechtsstreitigkeiten übernehmen,
D die Kommune gewährleistet,
dass die Wohnung nach Auszug
der eingewiesenen Mieter in einem
ordnungsmäßigen Zustand zu-
rückgegeben wird. Kosten für Rei-





Im Rahmen der kommunalen
Wohnungsvorsorge reicht der Kauf
von Belegungsrechten im freien
Wohnungsbestand nicht aus, um
vor allem gravierende soziale Pro-
blemfälle wohnungsmäßig zu ver-
sorgen. Deshalb müssen die Ge-
meinden einen Mindestbestand an
kommunaleigenen Wohnungen für




stand ist aus öffentlichen Mitteln
zu finanzieren und zu unterhalten.
In relativ geringem Umfang wer-
den Haushalte mit besonderen
„Risikomerkmalen", die aus eige-
ner Initiative auf dem Wohnungs-
markt keine Wohnung finden, auch
durch Belegungsrechte nicht woh-
nungsmäßig versorgt werden kön-
nen. Hierbei handelt es sich vor-
rangig um solche Problemfälle, die
wegen fehlender oder mangelnder
Integrationsfähigkeit oder -bereit-
schaft von bestehenden Mieterge-
meinschaften in deren Wohnum-
feld nicht akzeptiert werden.
Allerdings muss zur Vermeidung





Soweit der Gesetzentwurf unge-
achtet der grundsätzlichen Vorbe-
halte gegen eine objektorientierte
Förderung in der Gesamtzielset-
zung realisiert werden sollte, ver-
tritt Haus & Grund Deutschland
nachstehende Positionen.
D Allgemeine Zielsetzung/Ziel-
gruppe: Die soziale Wohnraumför-
derung in der neuen Konzeption
soll künftig nur noch die Bevölke-
rungsgruppen unterstützen, die
sich als soziale Problemgruppen
nicht selbst am Markt versorgen
können. In allen anderen Fällen
soll die Förderung' durch die Ge-
währung von Wohngeld erfolgen.
Der Förderschwerpunkt im Rah-
men der sozialen Wohnraumförde-
rung sollte in der Versorgung mit
Mietwohnraum liegen, selbstge-
nutztes Wohneigentum ist nur dort
zu fördern, wo dies über andere
Fördermaßnahmen nicht möglich,
jedoch aus der besonderen sozia-




ze: Die Förderung des Wohnungs-
neubaus ist grundsätzlich auf sol-
che Fälle zu beschränken, in de-
nen Wohnraum aus dem Bestand,
sei es durch Modernisierung oder
Belegungsrechte, nicht bereitge-
stellt werden kann.
Im übrigen ist der Schwerpunkt
auf die Bestandsförderung durch
Instandsetzung (ergänzend zu § 2
Abs. 1, keine Beschränkung nur
auf die neuen Bundesländer) und
Modernisierung zu richten. Dabei
ist auf eine generelle Festlegung
von Kostenobergrenzen zu ver-
zichten (Überprüfung des § 6 Ziff.
1 und 5).
Die Förderung muss sich vor-
rangig den wohnungswirtschaftli-
chen, städtebaulichen und auch
strukturpolitischen Erfordernissen
auf der Ebene der Gemeinden und
Gemeindeverbände orientieren.
Eine Förderung nach dem „Gieß-
kannenprinzip" durch die Länder
ist zu vermeiden (Überprüfung des
§3).
Die Förderung darf nicht dazu
führen, dass soziale „Brennpunk-
te" entstehen, vorhandene „Brenn-
punkte" müssen durch geeignete
Maßnahmen auf „normale" Stan-
dards zurückgeführt werden
(Überprüfung des § 6 Ziff. 1 und 2).
D Förderung von Mietwohnraum/
Höchstzulässige Mieten: Die Fest-
legung „höchstzulässiger Mieten
unterhalb von ortsüblichen Ver-
gleichsmieten" bei der Förderung









Beteiligten vorgesehen ist, dürfen
diese vertraglichen Rahmenbedin-




Aufhebung der bisherigen Vor-
schriften zur Wohnflächenberech-
nung und zu den Betriebskosten
und die damit einhergehende Er-
mächtigung der Bundesregierung
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zum Erlass neuer Vorschriften darf
gegenüber dem bisherigen Rechts-
zustand nicht zu Veränderungen
zu Lasten der Eigentümer/Vermie-
ter gehen.
D Belegungsrechte: Die enge Fas-
sung der Vorschriften über die Be-
legungsrechte nach §§ 26 ff! und
insbesondere die Reglung zu § 28
über die höchstzulässige Miete
stehen in einem gewissen Wider-
spruch zu § 15 Abs. 1, wenn dort
beispielsweise grundsätzlich auch
Regelungen zur Übernahme von
Bewirtschaftungsrisiken bzw.
Bürgschaften (Ziff. 2) getroffen
werden können.
Bei der Vermietung an „Pro-
blemmieter" erwachsen dem Ei-
gentümer/Vermieter besondere
wirtschaftliche Risiken, die nur da-
durch abgesichert werden können,
dass die Kommunen weitergehen-
de Verpflichtungen als nur die Risi-
koübernahme für Mietausfälle ein-
gehen.
Zusammenfassung
Wie bereits einleitend festge-
stellt, ist der vorliegende Gesetz-'
entwurf nicht geeignet, die noch
bestehenden Probleme der Woh-
nungsversorgung für bestimmte
Bevölkerungskreise zu lösen. Um
hier zu einer dauerhaften Konzep-




liche und andere Fördermaßnah-
men in ein einheitliches und über-
greifendes Konzept zu überführen.
Dieses Konzept muss allen Betei-
ligten gleiche Chancen einräumen
und nicht einseitig Einzelne be-
günstigen oder benachteiligen.
Johann Eekhoff
Anmerkung zum geplanten Wohnraumförderungsgesetz
D
as II. Wohnungsbaugesetz von
1956 ist nicht nur veraltet, es
hat auch laufend an Bedeutung
verloren, weil das Schwergewicht
der wohnungspolitischen Förde-
rung auf das Wohngeld und die
Wohneigentumsförderung verla-
gert worden ist. Die jetzt vorgese-
hene Reform ist überfällig, sie geht
aber nicht weit genug, und schon
die Bezeichnung „Wohnraumför-
derungsgesetz" zeigt, wie schwer
es fällt, sich von der Objektförde-
rung zu lösen.
Mit dem Gesetzentwurf wird das
illusorische Ziel des sozialen Woh-
nungsbaus, nämlich „die breiten
Schichten des Volkes" zu fördern,
aufgegeben. Gefördert werden
sollen jetzt nur noch die Personen,
die sich nicht selbst am Woh-
nungsmarkt angemessen versor-
gen können. Damit schwenkt die
Wohnungspolitik auf die ihr zu-
kommende spezielle sozialpoliti-
sche Rolle ein.
In der Begründung des Gesetz-
entwurfs werden die beiden zen-
tralen Probleme getrennt beschrie-
ben und nicht mehr wie bisher im
sozialen Wohnungsbau vermengt,
nämlich die unzureichende Zah-
lungsfähigkeit und der erschwerte
Zugang zu einer Wohnung für ei-
nen Teil der Haushalte. Die Zah-
lungsfähigkeit wird mit dem Wohn-
geld verbessert, auf das jeder Bür-
ger einen Anspruch hat, der die
Voraussetzungen erfüllt. Noch un-
zureichend gelöst ist das Problem,
solchen Haushalten den Zugang
zu einer Wohnung zu erleichtern,
die von den Vermietern als Risiko-
mieter angesehen werden. Hier
liegt der Schwerpunkt des Gesetz-
entwurfs.
Es ist sehr zu begrüßen, dass
von der Kostenmiete als künstlich
konstruierter Miete abgegangen
wird. Dadurch wird nicht nur der
bürokratische Aufwand verringert,
sondern es werden auch vielfältige
Verzerrungen der Mieten vermie-
den. Insgesamt soll es keine bun-
desrechtlichen Förderregelungen
mehr geben, so dass die Länder
mehr Freiheit und mehr Verantwor-
tung erhalten. Das sollte allerdings
auch konsequent für die Finanzie-
rung vorgesehen werden. Leider
wird in dem Gesetzentwurf eine
Mindestfinanzhilfe des Bundes in
Höhe von 230 Mill. € festgeschrie-
ben. Und das alte Spiel geht schon
wieder los, nämlich den Bund auf-
zufordern, die Förderung minde-
stens zu verdoppeln. Dabei ist
längst bekannt, dass die Mischfi-
Tianzierung zur Verschwendung
von Mitteln führt, weil Drittmittel
nicht als Kosten gerechnet wer-
den.
Verfehlte Objektförderung
Leider wird die Objektförderung
noch nicht aufgegeben. Die Förde-
rung soll sich zwar nicht mehr
nach starren gesetzlichen Vor-
schriften richten, aber die Pro-
grammförderung nach dem Motto
„so lange der Vorrat reicht" soll
beibehalten werden. Grundlage
dafür soll die schon heute mögli-
che vereinbarte Förderung sein. Es
soll auch in Zukunft verbilligte
Mieten geben, die von den Markt-
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mieten abweichen. Insoweit bleibt
die unglückliche objektgebundene
Förderung bestehen.
Es wird also weiterhin die Un-
gleichbehandlung von Haushalten
mit gleichen Merkmalen geben,
weil nicht alle eine geförderte
Wohnung erhalten können. Es
werden in hohem Maße Fördergel-
der verschwendet, weil eine sub-
ventionierte Wohnung auch dann
noch genommen wird, wenn der
Vorteil minimal ist, der Haushalt
sich also kaum besser steht als in
einer anderen Wohnung ohne För-
derung. Der Fehler, dass die Ko-
sten unzureichend angezeigt wer-
den, wird nicht behoben.
Ein weiterer alter Zopf hält sich
in der Begründung für die Objekt-
förderung. Es wird behauptet, sie
leiste „wichtige Beiträge für die
Verstetigung der Baukonjunktur
und damit gleichzeitig zur Verbes-
serung undJStabilisierung der Be-
schäftigungslage". Wer in diese Ki-
ste greifen muss, ist wirklich in Er-
klärungsnot. Der soziale Woh-
nungsbau ist noch nie stetig be-
trieben worden. Er ist besonders
dann gefragt, wenn die Konjunktur
gut läuft, weil es dann zu Knapp-
heiten auf dem Wohnungsmarkt
kommt. Und er wird radikal zu-
rückgeschnitten, wenn die Kon-
junktur nachlässt, der private Woh-
nungsbau wegen zu geringer
Nachfrage zurückgeht und die
Bauwirtschaft am Boden liegt.
Auch bei der Fehlbelegungsab-
gabe soll es grundsätzlich bleiben.
Das lässt sich für die in der Ver-
gangenheit geförderten Wohnun-
gen begründen. Abweichend von
der alten Praxis sollte das Miet-
zahlungsproblem künftig aber aus-
schließlich über subjektive Hilfen
gelöst werden, um die Schwierig-
keiten der Objektförderung und die
Probleme mit der Fehlbelegungs-
abgabe zu vermeiden. Die Fehlbe-
legungsabgabe wird bei den Mie-
tern und Vermietern immer auf
Vorbehalte stoßen, und sie wird
auch politisch umstritten bleiben,
weil sie dem Ziel entgegensteht,
stabile Bewohnerstrukturen zu er-
reichen oder zu erhalten.
Halbherziger Schritt
Neu ist die stärkere Bestands-
orientierung der Förderung. Es
wird erkannt, dass „die Unterbrin-
gung von Haushalten mit be-
schränkter Mietzahlungsfähigkeit
im Neubau grundsätzlich die teu-
erste Form der Versorgung" dar-
stellt. Das ist ein beachtlicher Fort-
schritt in der politischen Wahrneh-
mung. Jetzt sollen verstärkt Bele-
gungsrechte im Bestand erworben
werden. Dieser richtige Weg wird
aber wieder nur halbherzig be-
schritten, so dass der Erfolg ver-
mutlich bescheiden bleiben wird.
Schon die gesetzliche Einteilung
in ein allgemeines Belegungsrecht,
ein Benennungsrecht und ein Be-
setzungsrecht, die Verknüpfung
mit einem Wohnberechtigungs-
schein sowie die bürokratischen
Regelungen zur Sicherung und
Durchsetzung der Belegungsrech-
te dürften für die Vermieter ab-
schreckend sein. Wer einmal So-
zialwohnungen gebaut hat, wird
sich daran erinnern, dass der Staat
jederzeit die gesetzlichen Rege-
lungen zu Lasten der Vermieter än-
dern kann. Umfragen bei Vermie-
tern lassen erkennen, dass diese
negativen Erfahrungen mit dem
Staat ein erhebliches Hindernis für
den Erwerb von Belegungsrechten
im Bestand sind. Nur wenn es den
Kommunen und Ländern gelingt,
das Vertrauen aufzubauen, faire
und verlässliche Vertragspartner
zu sein, wird dieser Weg eine
Chance haben.
Im Zusammenhang mit dem be-
absichtigten Erwerb von Bele-
gungsrechten lassen die Verfasser
des Gesetzentwurfs erkennen,
dass sie nach wie vor nicht von der
Vorstellung loskommen, der Staat
müsse Investitionen fördern, statt
einfach ein Belegungsrecht zu er-
werben. Der Erwerb von Bele-
gungsrechten wird auf drei Typen
begrenzt, die immer mit einer bau-
lichen Maßnahme verbunden sind.
Die Belegungsrechte können in ei-
ner geförderten Wohnung, zusätz-
lich in einer anderen Wohnung
oder ausschließlich in einer ande-
ren Wohnung begründet werden.
Die bisherige Idee des sozialen
Wohnungsbaus, Belegungsrechte
an geförderten Neubauwohnun-
gen zu erwerben, wird in dem Ge-
setzentwurf auf den Bestand über-
tragen. Dafür werden dem Vermie-
ter Fördermittel für eine Moderni-
sierung oder Instandsetzung ge-
geben. Die naheliegende Möglich-
keit, unmittelbar für das Bele-
gungsrecht zu zahlen, ohne den
Umweg über eine Modernisierung
oder Instandsetzung zu gehen,
wird vermutlich deshalb nicht ge-
nutzt, weil sonst keine Bundesmit-
tel eingesetzt werden dürfen. Nach
Artikel 104 a Grundgesetz darf
sich der Bund nur an Investitionen
beteiligen. Die plumpe Umgehung
dieser Vorschrift, indem die Ge-
genleistung für ein Belegungsrecht
nicht unmittelbar, sondern als Bei-
trag zu einer Modernisierung ge-
zahlt wird, sollte Anlass für einen
Rückzug des Bundes aus der
Wohnungsbauförderung sein.
Der weitergehende Ansatz, mit
der Modernisierungsförderung
auch die Wohnungen zu verbilligen
- wenn auch nicht in der Form der
Kostenmiete, sondern der verein-
barten Miete -, ist ein besonders
kritischer Punkt der Neuorientie-
rung. Denn nur wegen dieser wei-
terhin angestrebten Mietverbilli-
gung braucht man die erwähnte
Fehlbelegungsabgabe. Aber noch
schwerer wiegen die Effizienzver-
luste sowie die Verwaltungs- und
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Kontrollkosten. Aufgrund der För-
derung werden die Kosten der Mo-
dernisierung und Instandsetzung
falsch angezeigt. Es wird zuviel
und zu intensiv modernisiert. Da-
mit wird der für einkommens-
schwache Haushalte besonders
wichtige Bestand an preisgünsti-
gen Wohnungen verringert.
Hoher Kontrollaufwand
Hinzu kommen kaum überwind-
bare Probleme, weil in Mehrfamili-
enhäusern Familien mit sehr unter-
schiedlichen Einkommen leben,
was gesellschaftspolitisch sehr er-
wünscht ist. Wie soll in solchen
Fällen die Miete für die einzelnen
Wohnungen angepasst werden?
Sind für die verbilligten Wohnun-
gen die Einkommensgrenzen ein-
zuhalten? Gelten in der Zukunft für
einen Teil der Wohnungen oder für
alle Wohnungen bei einem Mieter-
wechsel die Einkommensgrenzen?
Der Kontrollaufwand, die För-
dermittel bzw. die dadurch bewirk-
te Mietverbilligung tatsächlich auf
Haushalte mit geringem Einkom-
men zu begrenzen, steht in einem
krassen Missverhältnis zu den ef-
fektiven Miet- und Nutzenvortei-
len. Schließlich handelt es sich
wieder um eine Programmförde-
rung, die nur einem geringen Teil
der Haushalte zugute kommt,
während andere Haushalte mit
gleichem Einkommen ausge-
schlossen bleiben. Da die Förde-
rung an bestimmte Wohnungen
gebunden ist, wird die Mobilität
der Haushalte eingeschränkt und
die Förderwirkung weiter reduziert.
Die bisher grundsätzlich auf den
Neubau begrenzte Wohneigen-
tumsförderung im Rahmen des so-
zialen Wohnungsbaus soll auf Be-
standswohnungen ausgeweitet
werden. Das klingt zunächst plau-
sibel, weil es Haushalten mit gerin-
gem Einkommen auf diese Weise
erleichtert wird, Wohneigentum zu
erwerben. Die weitergehende Fra-
ge, ob die Eigenheimförderung
überhaupt geeignet ist, den ein-
kommensschwächsten Haushal-
ten eine angemessene Wohnung
zugänglich zu machen, wird gar
nicht gestellt.
Unter der bisherigen Zielset-
zung der Förderung breiter
Schichten des Volkes mag die Ei-
gentumsförderung noch einen
Platz gehabt haben. Im Rahmen
der neuen eng abgegrenzten Ziel-
setzung einer speziellen sozialen
Absicherung erscheint dieser An-
satz aber als besonders problema-
tisch. Denn wer sich den Erwerb
einer selbstgenutzten Wohnung
leisten kann, zählt nicht zu den
ärmsten Haushalten. Hier werden
alle Probleme wieder auftauchen,
die schon in der Vergangenheit be-
standen: Die Berechtigung bzw.
Bedürftigkeit wird nur am Einkom-
men eines Jahres gemessen. Die
Vermögenssituation bleibt un-
berücksichtigt. Eine Verringerung
oder gar Rückzahlung der Förde-
rung aufgrund von Einkommens-
steigerungen im weiteren Lebens-
verlauf lässt sich praktisch nicht
durchführen.
Die Idee, Selbsthilfemaßnahmen
bevorzugt zu fördern, verstärkt die
Verzerrungen zugunsten von Per-
sonen in ländlichen Räumen, die
vergleichsweise einfach an ein
Grundstück herankommen und in
Netze der „Nachbarschaftshilfe"
eingebunden sind. Wirklich be-
dürftige Haushalte in städtischen
Regionen können davon in der Re-
gel keinen Gebrauch machen und
werden faktisch von dieser Förde-
rung ausgeschlossen.
Zu beachtende Reformziele
Aus meiner Sicht sollten sich die
mit dem Wohnraumförderungsge-
setz in Gang gesetzten Reformen
an folgenden Zielen ausrichten:
D Eine Marktspaltung sollte künf-
tig auf jeden Fall vermieden wer-
den, d.h., es sollte keine Objekt-
förderung mehr geben, sondern
eine unmittelbare Hilfe nach indivi-
duellen Merkmalen. Damit könnte
auf viel Bürokratie und insbeson-
dere auf eine Fehlbelegungsabga-
be verzichtet werden.
D Mit Ausnahme von wenigen
Spezialwohnungen, so etwa für
Behinderte, sollte die Programm-
förderung eingestellt werden. Ziel
muss es sein, den Bürgern aus
Gründen der Gleichbehandlung ei-
nen Rechtsanspruch auf die vom
Staat angebotenen Hilfen ein-
zuräumen.
D Wohneigentumsförderung ist ei-
ne Form der Vermögensbildungs-
förderung. Sie hat eine große Be-
deutung für Bürger, die sich eigen-
ständig gegen Risiken absichern
wollen. Sie ist aber kein Instrument
der sozialen Absicherung, mit der
Personen aufgefangen werden,
denen es nicht gelungen ist, sich
selbst gegen Notlagen ausrei-
chend zu schützen. Eine Notsitua-
tion ist aber nicht der Augenblick
des Sparens für schlechte Zeiten.
D Das Zugangsproblem wird auch
in Zukunft immer wieder auftreten.
Um dafür gerüstet zu sein, muss
ein Vertrauensverhältnis auf der
Grundlage freier Verträge mit
verschiedenen Vermietergruppen
über Belegungsrechte im preis-
werten Bestand aufgebaut wer-
den. Das Zugangsproblem könnte
erheblich verringert werden, wenn
nicht auf einem weitreichenden
Kündigungsschutz bestanden
oder echte befristete Verträge zu-
gelassen würden.
D Die Versuche, punktuell für ein-
zelne Personen oder Gruppen ver-
billigte Wohnungen anzubieten,
sollten aufgegeben werden. Dieser
Weg ist ungerecht und ineffizient.
Die Mittel gehören in den Wohn-
geldtopf. Die Sicherung einer aus-
reichenden Wohnkaufkraft ist die
wichtigste wohnungspolitische
Aufgabe.
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